
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1928

16.6.1928 (No. 139)



Rr . 139 Samstag , ben 16. Juni 1928 171. Jahrgang

Expedition:

Karl -Friedrich-
Gtraße Rr .11

Uernsprecher :
Rr . , 53
und 954

Postscheckkonto
« atl « rutK
« r. 3515

KarlsmherZeitung
Badischer Staatsanzeiger

» . . ng « » r . i » ! Monatlich 3.85 RM . einschl. ZustAlgebtthe. - Einzelnummer 1» r ~ « am«- , » IS Rps. - » n, . t, . n, . » ü » r 1t « Pf. für 1 NN» H»h« und rin Si . dn.tel Breite. « ttef. und Gelder fc^ . ^
v .1 Wird« ,

bolnnacn tarifsester Rabatt , der als « assenrabatt gilt uud »erweiAert » erden kau», wenn nicht binnen »irr Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt, « mtltche « nzerzen find direkt an die Geschästlstelle der « arll »

ruber
^

8eitunq. vadischerStaat «an,eiger, Narl -Friedrich-Straße 11, , u senden u . » erde« in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Inner « berechnet . Bei Illageerhebung, jwangrweiser Beitreibung und « onkurlverfahren fäCtt be«

Rabatt iori. Erfüllungsort « arlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt, Streik, Sperre , « nsiperrung. Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen » .trieb «der m »men unserer Lieferanten, hat der Inserent keine Ansprüche,

k- lls die Zeiiuna verspätet, in b«schriinkt-m Umfange »der nicht erscheint/— Für telephonische Abbestellung von « ureigen wird kein. Gewähr übernommen. Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden mcht zurück,«geben

und eS wird keinerlei Verpflichtung »u irgendwelcher Vergütung abernom« «». Abbestellung der Zeitung kann nur i« bi« 8S. auf Monatsfchluß erfolgen. — W «P l«t .,? art?!:u&L ^ ctt.un8' d "d>sl^ r StaatSanzeiger:

Zentralhandrlsregtster für Baden, Badischer Zentralanzeiger für Beamte^ Wissenschaft und Bildung, Badisch« tlultu » und Geschichte, Badisch« WohlfahrtSbläArr, Amtlrche Berichte über di« Verhandlungen de« Badischen Landtag,

verantwortlich
für den

redaktionelle»
Tell

und den
Staatsanzeiger:

Ehefredakteur
E. Amend ,
Karlsruhe

Der Mord »uk der MeihtannenbSbe
Bon zuständiger Stelle wird uns geschrieben:

In einem Augenblick , in dem weite Kreise unserer Bevöl¬

kerung durch das furchtbare Verbrechen auf das äußerste be¬

unruhigt find und sicher den lebhaften Wunsch haben , daß es

den Strafverfolgungsbehörden raschestens gelingen möge, den

Täter zu fassen und zur Bestrafung zu bringen , hält es der

Hauptschriftleiter der „Badischen Presse" für angezeigt , gegen

die Staatsanwaltschaft öffentlich schwere Schelte zu erheben.

Mit so schwerem Geschütz wie dem Vergleich mit den Fallen

Leister und Jakubowski tritt er auf den Plan , weil die Staats -

amvaltschaft Freiburg eine Persönlichkeit, die ihr unter vielen

andern in den ersten Stunden nach Entdeckung des Vervre -

chens verdächtig erschien, bis Mr einwandfreien Feststellung

ihrer Unschuld etwa einen Tag lang sistiert hat . __
Es soll nicht bestritten werden , das; eine solche Sistierung

unter schwerstem Verdacht einen Unschuldigen auf das tiefste

erschüttern kann . Allein andererseits sollte doch auch nicht ver¬

gessen werden , in welcher Lage sich die Staatsanwaltschaft
unmittelbar nach Entdeckung der Tat befand.

Wie war es denn mit dem verdächtigten Schmidt ? Er hatte

in der Nacht vor dem Mord im Thurnergasthaus , wo auch die

Ermordeten genächtigt haben , übernachtet , er hatte geäußert ,

er wolle am folgenden Tag nach dem Kandel weiter wandern ,
war aber am Morgen des Mordtags beobachtet worden, wie er

in der gleichen Richtung, die die Ermordeten eingeschlagen sat¬

ten. abmarschierte . Von da an war er verschwunden. Dazu
kam, daß er am Abend zuvor im Gasthaus von den Wander¬

plänen der beiden Lehrerinnen gehört haben mußte , daß er

sich u . a. erkundigt hatte , ob in die Gegend auch Polizeikon¬
trolle komme , und endlich , daß er über feine Heimat verschie¬
denen Personen verschiedene Angaben gemacht hatte .

Für die Staatsanwaltschaft war es ganz selbstverständlich,

daß sie sofort nach Entdeckung der Tat Erkundigungen nach
den Personen einzog, die in der Nacht vom 30/31 . v . M . im

Thurnergasthaus übernachtet hatten . Dabei stieß fie auf

Schmidt , erfuhr von dem immerhin auffälligen Wechsel der

Wanderroute , den schwankenden Angaben über die Heimat
und der Äußerung über die Polizei . Diese Berdachtgründe
gaben ihr genügenden Anlaß , nach dem Verbleib des Schmidt

zu forschen; in der Umgebung wurde er nicht gefunden , es

blieb also nichts übrig , als nach ihm zu fahnden . _
Würde er

Dekreten, so war eine Sistierung solange unerläßlich , bis

einigermaßen f eststand, ob Schmidt überhaupt noch als Tä¬

ter in Betracht kommt. So geschah es denn auch. Die Polizei

ermittelte Schmidt am Abend des 7. Juni in Magdeburg , ver¬

nahm ihn über seinen Aufenthalt seit dem Abmarsch vom

Thurnergasthaus . Die Angaben wurden durch Funkspruch nach

Freiburg gegeben, dort in der Frühe des folgenden Morgens

auf ihre Richtigkeit nachgeprüft und das Schmidt entlastende

Ergebnis bereits am Mittag des 8. Juni auf dem raschesten

Wege zugleich mit Weisung zur Aufhebung der Sistierung

nach Magdeburg gegeben.
Man wird bei dieser Sachlage nicht bestreiten können, daß

immerhin gewisse Verdachtgründe gegen' Schmidt Vorlagen, daß

die Staatsanwaltschaft in einem solchen Falle allen , auch den

geringfügigsten Anhaltspunkten , die zur Ermittelung des Tä¬

ters führen können, nachzugehen hat . daß sie also leichtsinnig

gehandelt hätte , wenn sie die Erhebungen über Schmidt unter¬

lassen oder sich der Person des Schmidt nicht bis zu deren Er¬

gebnis versichert hätte , und man wird zugeben müssen, daß

sie bei diesem Schritt das Menschenmöglichstezur Beschleuni-

gung getan hat . Es ist natürlich trotzdem zu bedauern , daß
ei» Unschuldiger infolge eines unglücklichen Zusammentreffens
von Zufälligkeiten in eine mißliche Lage geriet , allein es geht

doch , wenn man den Dingen nicht Gewalt antut und nicht

aufgeregt an sie herantritt , nicht an , die zuständige Staats¬
anwaltschaft wegen dieser Vorkommnisse gewissermaßen eines

Justtzmordähnlichen Verhaltens zu zeihen.
Solche Übertreibungen sind ein Unrecht, sie verschärfen die

„Vertrauenskrise "
, lähmen u. U . die Entschlußkraft der Straf -

verfolgungsbehörden und sind , sicher nicht geeignet , das Ver¬
hältnis zwischen Justiz und Presse in der Richtung des beider-
feittgen Interesses zu beeinflussen. Welchen Eindruck die An-
griffe auf die Bevölkerung des von dem Mord am unmittel¬
barsten betroffenen Gebiets machen, bleibe einmal ganz dahin -
gestellt.

Dem Herrn Hauptschriftleiter der „Badischen Presse " aber
sei auch zur Erwägung gegeben, ob er künftig nicht, ehe er
zum Angriff bläst, lieber bei den für ihn leicht erreichbaren
obersten Justiz , oder staatsanwaltschaftlichen Behörden sich
« ach dem wirkliche » Sachverhalt erkundigen will . Hätte er da»
p»p dem Artikel „Unschuldig" getan , so wäre dieser — da»
Vertrauen wird man zur Einsicht des Leiters «ine» groß-

städtischen Zeitungsunternehmens von der Einstellung der

„Badischen Presse" haben dürfen — so jedenfalls nicht ge-

schrieben worden.

Re1chSba«nerfarbe «r find Staalsfarbr «
Der Schriftsteller und deutschnationale Wahlredner » Walter

Korodi, Berlin , hatte sich am Freitag vor der BerufungSkam -

»rer des Landgerichts Görlitz unter der Anklage der Beleidi¬

gung der Reichsfarben zu verantworten . Der Angeklagte Ko¬
rodi hatte in einer Versammlung in Görlitz einen beleidigen¬
den Ausspruch gegen dir Farben des Reichsbanners getan .
In erster Instanz war Korodi vom Schöffengericht Görlitz
freigefprochen worden. Das Gericht verurteilte den Ängeklag-

!5" Zu 210 Jttt Geldstrafe . Korodi erklärte , daß er dagegen
mevlston beim Reichsgericht einlegen werde. In der Urteils¬
begründung wurde u . a . auSgeführt : Da das Reichsbanner
nUt

e
”I - dem einzigen Ziele gegründet worden sei , den Staat

2J*
-Jtlt en un k Au schützen , so seien somit die Farben des

meuvsi -anners mit den Farben des Staates zu identifizieren .

Letzte Nachrichten
Zur IKegierungsbUdung

« DZ . Berlin,16 . Juni . (Tel .) Im Reichstag fand hente

Bormittag beim Abg . Müller - Franke » eine Anssprache der

Vertreter der für die RegierungSkoalttio« in Aussicht genom¬

mene» Parteien statt . Die Besprechnng drehte sich, wie wir

erfahren , nm die von den verschiedene « Parteien für da» Re¬

gierungsprogramm aufgestellten Forderungen . Die grundsätz¬

liche Frage der Homogenität mit der preußische« Regierung

wurde nicht berührt . An de« Verhandlungen waren nicht nur

die Fraktionsführrr , sonder« auch die Sachreferrnte » der

Fraktionen für Sozialpolitik , Finanzpolitik , Wirtschaftspolitik

und andere Frage « beteiligt . Bertrete « waren die Sozial »

demokratte, das Zentrum , die Deutsche BolkSpartei, die Demo¬

kraten und die Bayrische BolkSpartei. De« FraktionSverire -

ter « wurde« auch die gestern abend von der Wirtschaftspartei

schriftlich überreichte« Forderungen »orgelegt. Sie behandeln

in der Hauptsache Milderung der WohnungSzwangSwirtschast
und Differenzierung der Arbritszeitvorschrifte « zwischen Indu¬

strie, Handwerk und Kleingewerbe.
ch

Inzwischen sind Verhandlungen der Vorstände der preußi¬

schen Koalitionsparteie » mit der Landtagsfraktion der Deut -

schen Volkspartei über die Erweiterung der Regierungsbasis
in Preußen in Gang gekommen . Rach einer Mitteilung der

„Boss . Ztg .
" ist der Führer der preußischen Zentrumsfraktion ,

Abg . Dt Heß, und der Wohlfahrtsminister Dt Hirtsiefer , der

gleichfalls dem Zentrum angehört , telegraphisch nach Berlin

zurückberufen worden, um an diesen Verhandlungen teilzuneh¬

men . Die Führer der Weimarer Koalition werden sich vorerst

untereinander schlüssig werden und sodann der Deutschen Volks¬

partei von dem Ergebnis ihrer Beratungen über die Inter¬

pretation der Erklärung über die Umbildung des preußischen
Kabinetts Mitteilung machen .

Die Unterredung Dt Strefemanns mit der ReichStagsfrak-

tion der Deutschen BolkSpartei war nur von kurzer Dauer ,

weil er größeren Anstrengungen körperlich offenbar doch noch

nicht gewachsen ist . Im Anschluß an diese Besprechung hat

sich dann die volksparteiliche Fraktion erneut mit der Regie¬

rungsbildung beschäftigt , aber nur mit dem Ergebnis , daß sie

bei ihren früheren Entschließungen in der Preußenfrage be-

harrt . Die Bundesgeschäftsstelle des Stahlhelm hat an den

volksparteilichenReichstagsabgeordneten Dt Kulenkampff einen

Brief gerichtet, in dem es heißt : Die Bundesführung des Stahl¬

helms denkt selbstverständlich nicht daran , die Kamevaden -Ab-

geordneten in der freien Ausübung ihres Mandats entsprechend
dem Art . 21 der Reichsverfassung zu behindern . Aber sie

nimmt für sich das Recht in Anspruch, zu den politischen Vor¬

gängen Stellung zu nehmen . In dem gegenwärtigen Zeitpunkt

hält sie eS für notwendig vor einer Politik zu warnen , welche
der Sozialdemokratie die Verantwortung abnimmt .

In einer Sitzung der ZentrnmSfraktion des Reichstages er-

klärte Abg . Herold, daß die preußische Landtagsfraktion deS

Zentrums unbeirrt an der Auffassung festhalte, daß die Regie¬

rungsbildung im Reiche unter keinen Umständen von der Ge¬

staltung der preußischen Staatsvegierung abhängig gemacht
werden könne .

Die Reichstagsfraktion der Wirtschaftspartet betont , wie das

Nachrichtenbüro des VDZ . erfährt , in einem Beschluß noch¬
mals grundsätzlich ihre Bereitwilligkeit , an der Regierungs¬
bildung mitzuwirken . Der Fraktionsvorsitzende Drewitz begab

sich nach Schluß der Sitzung zum Abgeordneten Müller -Fran -

ken, um diesem die Forderungen vorzutragen , die die Fraktion
im Interesse deS Mittelstandes zu stellen hat .

Bevorstehende Haftentlassung Ricklins « . Rostes
WTB . Paris , 16 . Juni . Zum Fall Dt Ricklin und RossS be¬

merkt „Quotidien " : Die elsäfsischen Geistlichen, der päpstliche
Nuntius , die Abgeordneten und die Minister haben sich ver¬
ständigt . Es ist kein Hindernis vorauszufehen . Ricklin und
Roffö werden anfangs der kommenden Woche in Freiheit ge¬
setzt werden und Ende der Woche an den Beratungen der Kam¬
mer teilnehmen.

Ein «euer Staatsstreich in Portugal
WTB . Paris , 16. Juni . Nach einem Funkspruch aus Lissa¬

bon soll die Polizei von den Vorbereitungen einer neuen Ver¬
schwörung gegen die Sicherheit des Staates Kenntnis erhalten
und den früheren Minsstrrpräsidenten Antonio da Silva sowie
zwei bekannte Politiker . Ori Alfred Ouesada und Dt Cabal ,
verhaftet haben .

Die Hilse für Nobile
WTB . O8l», 16. Juni . Das italienische, von Major Mad -

dalena gesteuerte Flugzeug , startete um Mitternacht in Vadsö
zum Fluge nach Spitzbergen, von wo aus es die Suche nach
Nobile aufnehmen wird.

Rückblick und Ausblick auf
den Mlobnungsbau in Vaden

Ministerialrat Dt Jmhvff , Karlsruhe

Die Wohnungsbautätigkeit im Freistaat Baden war seit

Kriegsende entsprechend der Schärfe der Wohnungsnot sehr

lebhaft und überstieg den Reichsdurchschnitt erheblich . ES

wurden im ganzen 60 241 Wohnungen neu « erstellt. Aber

46 666 Wohnungen hiervon, also zwei Drittel , wurden mit

öffentlichen Baudarlehen gefördert. In den Zeitabschnitt
1819—1923 entfällt der Bau von 27 053 Wohnungen und in

den Zeitabschnitt 1924—1927 die Erstellung von 33 188 Woh¬

nungen ; von elfteren wurden 15 530, also 57 Prozent , von

letzteren 25 078 Wohnungen , also 75 Prozent mit Baudar¬

lehen gefördert . Die Zahl der mit Hilfe von Baudarlehen

erstellten Neubauten hat namentlich in den letzten Jahren

stark zugenommen . Sie betrug 1926 : 82 Prozent , 1927 sogar

88 Prozent . Die Bautätigkeit ohne öffentliche Unterstützung

ist leider hiernach sehr zurückgegangen.
Eine Angabe der 1919—1923 anfgewendetrn Geldmittel

ist infolge der Inflation nicht möglich . In den folgenden Jah¬

ren wurden von Land» Wohnungsverbänden und verband¬

freien Städten zur Förderung der Neubautätigkeit aufge¬

wendet :
1924 : 20 Millionen , 1925 : 28 Millionen, 1926 : 51 Millionen .

1927 : 45 Millionen , im ganzen also 144 Millionen Reichsmayk.

Diese starke Wohnungsbautätigkeit trug wesentlich zur Lin¬

derung der WvhnungSuat bei . Während bei einer im Jahre

1922 gemachten Erhebung über 26 000 Wohnungen fehlten

und eine Denkschrift der Regierung vom Januar 1925 den

Fehlbetrag an Wohnungen auf 25000 berechnete , ergab am

16 . Mai 1927 die Aufnahme der Wohnungsuchenden 16818

Wohnungsuchende ehne selbständige Wohnung und die Woh¬

nungszählung die sich auf 1,7 Mill . Einwohner, also auf fast

zwei Drittel derBovölkerung erstreckte, 20 770 Familien und

Haushalte chne eigene Wohnung . Um den heutigen Fehlbe¬

darf an Wohnungen hieraus zu errechnen. muß man die

letztere Zahl zunächst erhöhen, da durch die Wohnungszäh .

lung nicht das ganze Land erfaßt wurde und da für die ord¬

nungsmäßige Durchführung des Wohnungswechsels ein ge¬

wisser Leerbestand an Wohnungen nötig ist ; alsdann muß

man sie wieder ermäßigen,, weil heute viele Familien im

Hinblick auf ihre schwierige Wirtschaftsverhältnisse auf eine

selbständige Wohnung verzichten und weil nach der Woh¬

nungszählung noch eine große Zahl von Wohnungen neu ge¬

baut wurde . Zurzeit wird man den Fehlbedarf des Landes

auf 14—16000 Wohnungen schätzen können . Außer diesem

Fehlbodars ist aber der durch Zunahme der Haushalte entste¬

hende Neubedarf mit jährlich etwa 6000 Wohnungen zu

decken . ES find also noch große finanzielle Aufwendungen bis

zur Beseitigung der Wohnungsnot zu Listen . Vom Jahre 1934

ab werden sich die Geburtenausfälle des Krieges durch ein

Herabgehen der Zahl der Eheschließungen fühlbar machen,
und es ist dann ein erhebliches Sinken des jährlichen Neu¬

bedarfs an Wohnungen zu erwarten ; also erst für Mitte des

nächsten Jahrzehnts wird man mit einem völligen Schwinden
der Wohnungsnot rechnen können.

Die Gewährung v»n Bandnrlehe« erfolgt in Baden durch

die Wohnungsverbände und verbandsfteien Gemeinden , da

inan von ihnen den besten Einblick in ine örtlichen Woh-

nungsvedürsnisse und die Verhältnisse der einzelnen Bau¬

herrn ertvartet . Das Land gibt seine Mittel aus der Ge¬

bäudesonderfteuer und aus Anlehem nicht unmittelbar an

die einzelnen Bauherren , sondern als Kommunaldarlehen

auf die -Dauer von 10 Jahren an die verbandsfteien Ge¬

meinden und Wohnungsverbände, und diese gewähren hier ,

aus und aus ihren eigenen Mitteln die Baudarlehen an die

Bauherren . Das Land verlangt 3 Prozent ZnS und 2 Pro¬

zent Tilgung , vorbehaltlich einer späteren Erhöhung der

Sätze . Die Bauhexen haben teilweise höhere Zinssätze zu ent¬

richten, da zahlreiche Wohnungsverbände und die meisten
verbandsfteien Städte höher verzinsliche Anlehen auf dem

freien Marft aufnehmen ; sie verlangen dann für ihre Dar¬

lehen vom Bauherrn im allgemeinen einen Zins von 4 oder
5 Prozent . Unmittelbar an die Bauherren gibt das Land

nur die Arbeitgeberdarlehen .
Die « rrteilung der Landesmittel aus der Grbäudesonder -

steuer erfolgt im wesentlichen nach dem Aufkommen. Bon

dem Auskommen in den großen Städten werden gewisse Be¬

träge den umliegenden Wohnungsverbänden zugewiesen und

zwar in dem Verhältnis , als Arbeiter und Angestellte in

diesen Städten arbeiten und in den umliegenden Bezirken
wohnen . Die Verteilung der Anlehensmittel des Landes er¬

folgt unter Zugrundelegung der Einwohnerzahl, jedoch unter



fefa«4«rer. BerÄckfichkigung her ßöohmntzgönot, der Bevöske-
rungszunahme . der LeistungSsÄhigkeit und - er Arbeitsmög.
kichdeit in den einzelnen Städten und Bezirken. Die erster«
Verteilungsort ist für die größeren Städte günstiger - a dort die
großen Gebäudesteuerkapitalien find, während in den Woh»
nungSverbändeN, diese Kapitalien wesenSich geningejr sind ,
und die landwirtschaftlichen Gebäude außerdem teils von der
Gebäudesondersteuer befreit, teils nur mit geringeren Sätzen
besteuert werden. Bei - er Verteilung der AnlehenSmittel wird
den besonderen Bedürfnissen und Schwierigkeiten nament »
tlich der gewerbe» und industriereichen Wohnungsverbände
nach Möglichkeit Rechnung getragen .

Me Richtlinien des Landes über die Gewährung van Bau .
und Arbeitgebrrdarlehen entsprechen den bewährten Bestim¬
mungen der Vorjahre . Ms Bauherren sind Gemeinden un-
gemeinnützige Bauvereinigungen vorzugsweise zu berücksich¬
tigen . Das Darlehen soll im allgemeinen 3000 Reichsmark
für eine Wohnung nicht übe»schreiten, ausnahmsweise kann
es auf 6000 Reichsmark und in den Städten - noch weiter er¬
höht werden. Me Darlehen schwanken in den einzelnen Ver¬
bänden und Städten zwischen 1600—8000 Reichsmark. Für
Bauvorhaben minderbemittelter kinderreicher Familien und
minÄerde mittelter Schwerkriegsbeschädigter können Zusatz¬
darlehen gewährt werden. Zur Erleichterung der Errichtung
von Eigenheimen durch solche Familien gewährt das Land
an die Wohnangsverbände und verbandsfreien Städte Kom-
rnunabsonderdarlehen in Höhe von 1000—3000 Reichsmark,
di« diese als Zusatzdarlehen an die Bauherren weiterleiten ;
in den Jahren 1926 bis 1927 wurden hierdurch nahezu 1000
Eigenheime gefördert .

Arbeitgeberdarlehen gewährt der Staat für die Erstellung
von Wohnungen für wohrmngslose oder in Notwohnungen
untergebrachte Beamte mit eigenem Haushalt . Der Durch-
fchnittssatz des Darlehens beträgt 4000 Reichsmark. Das Dar .
lehen wird für 10 Jahre gegeben und ist mit 3 Proz . zu ver¬
zinsen und mit 2 Prozent zu tilgen ; eine spätere Erhöhung
der Sätze ist auch hier Vorbehalten. Für das Darlehen ist
ein« Hypothek innerhalb 80 Proz . , bei Eigenheimen innerhalb
76 Proz . der Gesamtherstellugskosten (Baukosten und Bau¬
platz ) einzutragen . Me Hypothek muß gleichen Rang mit dem
allgemeinen Baudarlehen erhalten . Seit Kriegsende wurden
1266 Beamtenwohnungen mit Arbeitgeberdarleihen erstellt.

Im Jahre 1927 war die Bautätigkeit im ganzen Reiche
besonders lebhaft ; in Baden wurden 13 768 Wohnungen neu
errichtet . Me Bautätigkeit eines Fviedensbaujahres wurde
damit um mehr als das Doppelte übertroffen . Mit einer
gleichen Bautätigkeit ist im Jahre 1928 wohl nicht zu rechnen,
zumal manche Bauten des Borjahres noch nicht restlos finan¬
ziert find. Dazu kommt hemmend die Schwierigkeit, heute
langfristige Kredite anfzunchmen . Born Land sind vorbehalt¬
lich der Genehmigung durch den Landtag für die Rechnungs¬
jahre 1928 und 1929 aus Gebäudesondersteuer je 11,7 Mil¬
lionen und aus Anlehen je 6 Millionen Reichsmark zur
Förderung des Wohnungsbaues vorgesehen. M « Wohnungs¬
verbände und verbandsfreien Gemeinden werden aus der
Gebäudefondersteuer bei Forterhetnmg in dem jetzigen Um-
sang' etwa 12 Millionen Reichsmark zur Beifügung haben.
Außerdem ist anzunehmen , daß auch ihnen die Aufnechme
weiterer Anlehen für den Wohnungsbau gelingen wird . Da
in den Baukosten wohl kaum eine wesentliche Änderung ein-
treten wird, so darf man wohl erwarten , daß das Baujahr
1928 , auch wenn die Bautätigkeit an manchen Orten nur zö¬
gernd eingesetzt hat , wiederum eine stattliche Anzahl von
WohnunzSueubauten bringen wird.

Vom Kraftwagenverkehr Deutschland —Schweiz
Über die Frage der Erhebung einer sog. „Eingangsaebühr "

im gegenseitigen Automobilverkehr Deutschland-Schweiz wer¬
den in Bern zwischen den beiden interessierten Parteien in
der nächsten Woche Verhandlungen brginen . Im tswgensatz zu
Deutschland, Frankreich und anderen Ländern erhebt die
Schweiz keinerlei Gebühren . Der Regierung wurde aber in¬
zwischen von nationalrätlicher Seite anheimgegeben, die Frage '
zu prüfen , ob nicht in Zukunft auch schweizerischerseits hier
eine Änderung Platz greifen sollte. — In amtlichen Kreisen
hat man aber nach wie vor das Bestreben, auf eine Beseiti¬
gung der in anderen Ländern bestehenden Eingangsgebühren
hinzuarbeiten und die kommenden Verhandlungen verfolgen
in erster Linie den Zweck, auf dem Wege der Gegenseitigkeit
den Verzicht auf eine solche Gebühr in die Wege zu leiten .

Deut-Ger Nelwstag -
Auf der Tagesordnung stehen

ATB . « erlitt , 16. Juni .

die > « »eftieatttrS «e
der Kommunisten, der Deutschnationalen und National¬
sozialisten. Der kannnttniftisch« Antrag fordert Amnestie füralle Straftaten , die aus politischen Beweggründen begangenworden sind . Ausgeschlossen sollen nur Personen sein, die sichan den Mordtaten oder Mordverschwürungen der Schwarzen
Reichswehr, der Organisationen Eonsul , Roßbach und der
Bayrischen Einwohnerwehr und der Reben- und Hilfsorgani¬sationen der vorgenannten Verbände als Täter . Anstifter ,Geldgeber oder Gehilfen beteiligt haben.

Die Anträge der Deutschnationalen und Nationalsozialisten
stimmen fast wörtlich überein . Sie wollen von der Straffrei -
heit Personen ausschließen, die wegen Landesverrats oder we-
pMi Verrats militärischer Geheimnisse verurteilt find, wenn
in den Nrteilsgründen Eigennutz oder gewinnsüchtige Absicht
festgestellt ist . Der deutschnationale Antrag unterscheidet sichvom nationalsozialistischen nur dadurch, daß er auch die Til¬
gung der Vermerke über die nach diesem Gesetz erlassenen
Strafen im Strafregister verlangt .

Die Aussprache nimmt einen teilweise stürmischen Charakter
an . Abg . Dr. Everling (Dntl .) verweist auf die Feststellungendes Stettiner Gerichts im Klapproth -Prozeß . Daraus ergebe
sich, daß von Fememord nicht gesprochen werden könne, sondern
daß es sich um die nationale Notwehr gegen Verräter gehan¬delt habe. Mir ist es eine Ehrenpflicht, am 16. Juni , dem
Tage , an dem unser letztregierender Kaiser . . . . . (Große Un¬
ruhe und Lachen links ) . Ein Mitglied der sozialdemokratischen
Regierung Braun , der Kultusminister Dr. Becker , hat seiner¬
zeit erklärt : . „Deutschland und der Kaiser find eins ! " (Hört !
Hört ! rechts, Lachen und Unruhe links) . Wir gedenken in
Liebe und Verehrung unseres Kaisers (Händeklatschen rechts,
Unruhe links, Abg . Kuhn (Soz .) ruft : „ Fürstenknecht ! " und
erhält einen Ordnungsruf ) .

Abg . Dr Frick (Nat .-Soz . ) : Durch die Schuld der Sozial¬
demokraten und des bürgerlichen Schleims der Mitte ist die
Amnestie bisher verhindert worden (Rufe links : „ Da hat wohl
Höllein sein Manuskript liegen lassen! " — Heiterkeit ) . Wenn
Hergt ein Mann wäre und nicht bloß eine Bureaumaschine ,dann hätte er längst die nationalen Männer freilassen müssen,die wegen der Unschädlichmachung von Verrätern im Gefäng¬nis sitzen.* Abg . Landsberg (Soz .) fragt die Deutschnationalen , wie sich
mit ihrem Amnestieverlangen das Verlangen des deutschnatio¬
nalen Ministers v. Keudell nach Verbot des Roten Frontkämv -
ferbundes vertrage . (Zurufe des Abg . Dr. Everling ) . Herr
Dr Everling , Sie haben zwar den Assessor gemacht, haben aber
von Jurisprudenz keine blaffe Ahnung (Heiterkeit links —
Abg . Straffer (Nat .-Soz . ) ruft wiederholt : „ Judenlümmel "
und wird zweimal zur Ordnung gerufen ) .

Abg . Dr. Wendhausen (Ehr . Bauernp . ) stimmt dem national¬
sozialistischen Antrag zu und erklärt unter lautem Gelächter
der Linken : Wir danken den Offizieren , Unteroffizieren und
Mannschaften der alten kgl. ^preußischen Armee, die 1919 das
Vaterland gerettet haben.

Die Anträge werden hierauf dem Rechtspflegeausschuß über¬
wiesen.

Abg . Effer (Ztr .) begründet hierauf einen Zentrumsantrag
zur Besserung der Notlage in den westlichen und östlichen
Grenzgebieten die sofortige Auszahlung der im Grenzfonds
für 1928 bereitgestellten Mittel zu veranlassen , die durch die
Grenzziehung entstandenen Schäden baldigst abzugelten und
weitere Hilfsmaßnahmen vorzubereiten .

Staatssekretär Schmidt erklärt : Von den zur Verfügung
stehenden 16 Millionen sei bereits ein größerer Betrag den
Ländern überwiesen worden. Von der Geldseite her bestehe
keine Hemmung für schleunige Hilfe .

Sämtliche Anträge werden dem Haushaltsausschuß über¬
wiesen.

Damit ist die Tagesordnung erledigt .
Zur Geschäftsordnung beantragt Frau Dr. LüderS (Dem .) ,

der Verkehrsausschuß möge sich beschleunigt mit dem skan¬
dalösen Berhalten beschäftigen, daß der Kontrolleur deS Schlaf¬
wagens bei der Fürther Eisenbahnkatastrophe gezeigt habe.
Den fürchterlich Verwundeten sei die Unterbringung in den
Schlafwagen verweigert worden (Hörtl Hört !) .

Präsident Löbe spricht den Wunsch aus , daß der Verkehrs¬
ausschuß möglichst bald zusammentreten möge.

Um 6 % Uhr erbittet und erhält der Präsident die Ermäch¬
tigung , die nächste Sitzung anzuberaumen , wenn die neue Re¬
gierung gebildet ist.

-Der Ältestenrat des Reichstages beschäftigte sich mit der
iüternationalien parlamentarischen Handelskonferenz in Ver¬
sailles . Mit Ausnahme der Deutschnationalen werden alle
anderen großen Parteien Vertreter zu dieser Konferenz ent¬
senden.

Ein seltenes Jubiläum konnte am Samstag der Abgeord¬
nete Herold und mit ihm die deutsche Zentrumspartei begehen:
30 Jahre gehört Herold sowohl dem Reichstag wie dem preu¬
ßischen Landtag an . Ferner begehen vier Mitglieder der So¬
zialdemokratischen Reichstagsfraktion die 25 . Wiederkehr ihres
Eintritts in das Reichsparlament . Bei den Reichstagswahlen
vom 16 . Juni 1903 wurden die sozialdemokratischen Abgeord¬
neten Dr. David , Karl Hildenbrand , Scheidemann und Schöps -
lin (Karlsruhe ) zum erstenmal « in den Reichstag gewählt , dem
sie seitdem ununterbrochen angehören .

Sitzung deS Reichskabinetts . Das Reichskabinett hielt am
Freitag nachmittag eine Sitzung ab, um laufende Angelegen-
heilen , darunter deutsch -rumänische Fragen , zu behandeln .

General Schönaich aus der demokratischen Partei ausgetre -
ten . Wie die „Voss. Ztg .

" meldet, ist General Paul von Schö¬
naich bereits im Februar aus der demokratischen Partei aus¬
getreten . Den äußeren Anlaß dazu habe der Protest der würt -
tembergischen Demokraten gegen Schönaichs Propaganda für
die Kriegsdienstverweigerung gegeben.

Beabsichtigter Ankauf moderner Flugzeuge durch dir Schweiz.
Der Chef des eidgenössischen Militärdepardements , Bundesrat
Scheurer , erklärte im Ständerat bei Behandlung des Antrages
Vallotton über den Stand des schweizerischen Militärflugzeug¬
materials und die Frage des Ankaufs moderner Apparate ,
daß der Bundesrat die Absicht habe, den eidgenössischen Räten
bald Anträge für die Ausrüstung des schweizerischen Flug¬
wesens zu unterbreiten , wobei es sich um große Summen han¬
deln werde. Es sei dann an den Räten , den Entscheid zu tref¬
fen , der für das schweizerische Flugwesen von ausschlaggeben¬
der Bedeutung sein wird.

Im Normaprozeß erhielt der Angeklagte Karrer 6 Monate
Gefängnis , Rein und Seifang Geldstrafen von 200 bzw . 100 Mt
Von der Anklage des unlauteren Wettbewerbs wurden alle
drei freigesprochen.

Die französische Kammer hat die Wahl Ricklins und RosseS
für gültig erklärt .

Für di« RheiMaudräumuug . Der Abg . Auriol trat in der
französischen Kornmer für die baldige Räumung des linken
Rheinusers ein.

Der demokratische Parteivorstand hielt in Berlin eine Ta¬
gung ab . Es wurde beschloffen , im Herbst eine Organisations¬
tagung abzuhalten , die unter Berücksichtigung der Erfahrungen
aus dem Wahlkampfe die weitere Reorganisation der Partei
beraten soll . Der Parteiausschuß wird etwa zu derselben Zeit
zusammenkommen.

Zu * Krage der Grenzöff « » « -
Der etsässische Hotelier - und Gastwirteverband hielt dieser

Tage , seinen 36 . Berbcmdstag ab . Der vom Verbandssyndi¬
kus erstattete Geschäftsbericht stellt zu der Frage : Öffnung
der Grenzen folgendes fest :

Der Generalrat des Unlerelsaß hat im Frühjahr 1927 fol¬
gende Entschließung einstimmig auf unser Gesuch hin ange¬
nommen : Der Generalrat des Unterelsaß gibt dem Wunsche
Ausdruck, daß die präfektionelle Verwaltung die notwendi¬
gen Schritte unternimmt , um eine Abänderung der gegen¬
wärtigen Bestimmungen zu erlangen , die ein erhebliches Hin-
dernis im Verkehr der beiden Länder bilden. Die zahlreichen
Eingaben des Verbandes zur Abschaffung des Paßvifums
zwischen Frankreich und Deutschland zur Öffnung der Rhein-
brücken, zur endgültigen Regelung des Kleingrenz Verkehrs
usw. sind ebenso wie der Wunsch des Generalrats ohne jeden
Erfolg geblieben. Die Pariser Regierungsstellen zeigen sich
diesen Bitten gegenüber taub . Die elsäffischen Hotelier und
Gastwirte bezahlten nach den eigenen Angaben deS Herrn
Poinraive zwei - bis dreimal soviel Steuern , als in Inner »
frankveich. Ae Behörden hätten also allen Grund , durch Be¬
willigung dieser Forderungen hier den Geschäftsverkehr zu
hebern

VadisGer Landtag
öffentliche Sitz««» am AenStag , 19. Juni , vorm. 9 Uhr.
Me Tagesordnung lautet :

T. Mitteilung der Eingänge .
II . Mündlicher Bericht deS Hmrshaltsausschuffes und Bera¬

tung über den Staatsvoranschla « für die Rechnungsjahre 192»und 1829 , und zwar Hauptabteilung IV . Justizministerium so¬wie die einschlägigen Anträge und Gesuche (Drucks . Rr . 53 d),Berichterstatter Abg . ID. Mayer -Karlsruhe , und damit in Ber -
bindung :

Mündliche Berichte des Ausschuffes für Rechtspflege und Ber -
waltung und Beratung über die Denkschriften des Justizmini -
steriums über

1 . die Fürsorgeerziehung (Trucks. Rr . 40 und 40 a), Bericht¬erstatter Abg. Dr. Retzbach,
2. das Gefängniswesen (Drucks . Rr . 64 und 64 a), Berichter¬statter Ab«. Dr. Wolfhard .

Haushaltsausschuß
Ein Antrag Dr. Mattes und Gen . verlangt , daß in § 7

Abs . 3 des Gebäudesoudersteuerzesetzes nach dem 1 . Mai 1928
eingeschaltet wird „bis 1 . April 1928 "

. Der bisherige Absatz 2
beS Artikels 7 wird Absatz 3. Der Antrag Mattes würde einen
Ausfall für die Staatskasse von 1,6 Millionen Mt bedeute».$ er Antrag wurde abgelehnt . — Das in Aussicht stehende
Steuervereinheitlichungsgesetz wird die Frage der Aushilf »
steuern auf eine neue Basis stellen. Beim Titel 2 — Domänenu . Forsten — find 16 816 000 Ml als Erlös aus Holz eingesetzt .Me Deutsche Volkspartei glaubt , daß die Holzpreise zu niedrigeingesetzt seien. Die Kosten des staatlichen Forstbetriebes seien
zu hoch .

Von Regierungsseite wird darauf hingewiesen, daß der jähr¬
liche ordentliche Hiebsatz 420 Tausend und der außerordsnt »
liche 25 Tausend Festmeter beträgt und unter keinen
Umständen erhöht werden kann. Die Holzpreise seien richtig
eingesetzt . Ein Vertreter des Zentrums wies darauf hin , daßdie Brennholzpreise nicht steigen. Me Preisbewegung sei eine
rückläufige. Durch die HolzBnfuhr aus der Tschechoslowakei
habe Baden einen großen Teil des Marktes im Rheinland ver¬
loren . Das Badische Forstgesetz gelte als bestes im Reiche ;die badische Forstverwaltung arbeite anerkannt gut . Auch der
Vertreter der Demokraten glaubt , daß die Holzpreise richtig
eingesetzt seien. Ein Sozialdemokrat begrüßt die vorsichtige
Aufstellung der Forstverwaltung . Ein anderer Zentrumsredner
begrüßt es, daß die Entlohnung der Waldarbeiter jetzt eine
beffere sei.

Schließlich wurde die Position unverändert mit 14 gegen
1 volksparteiliche Stimme angenommen .

- T '
Rechtspflegeausschuß

Ein Gesuch des Badischen Hebammenverbandes will beffere
Gestaltung der Ruhegehalts - und Altersversorgung und Schaf¬
fung eines Reichshebammengesetzes. Die Petition soll im
ersten Teil empfehlend überwiesen , im übrigen als durch die
Erklärung der Regierung für erledigt angesehen werden.

Eine Verordnung des Justizministeriums zum Vollzug des
Gesetzes über die wandelbaren Bezüge der Notare enthalt Be¬
stimmungen über die Mindest- und Höchstbeträge der Gebüh¬renanteile . Der Mindestbetrag ist 60 der Höchstbetrag20 Mi , in bestimmten Fällen 10 bzw . 6 Mt . Der Bericht¬
erstatter , Abg . Kühn , beantragt Kenntnisnahme . Der Antragdes Berichterstatters wurde einstimmig angenommen .Über eine umfangreiche Denkschrift des Landesvereins Ba¬
den des Bundes Deutscher Justizamtmänuer zur Justizver -
waltungsreform berichtet der Abg . Dr. Wolfhard . Der Be¬
richterstatter erklärte den Zeitpunkt für eine so weitgehende
Organisationsänderung noch nicht für gekommen, insbesondere
da auch die Ratschreiber entschieden gegen die Abgabe der
Grundbuchführung an die Amtsgerichte seien. Die derzeitige
Organisation habe sich im großen und ganzen bewährt . Der
Berichterstatter schlägt vor, die Denkschrift und eine Eingabe
des Badischen Richtervereins der Regierung zur Kenntnis¬
nahme zu überweisen . Aus der Debatte ging hervor , daß die
Parteien im allgemeinen gegen eine Änderung der Grund -
buchamtsversaffung sind . Auch die Regierung hält den Zeit¬
punkt für eine Änderung nicht als gekommen. Der Justiz »
minister erklärte noch, daß er zur Zeit nicht an die Aufhebung
und Zusammenlegung von Amtsgerichten denke . Allerdings
ließen sich kleinere Gerichte auf die Dauer leichter halten , wenn
das Grundbuch beim Amtsgericht geführt würde . Nach ein¬
stimmigem Beschluß wurde schließlich die Denkschrift zur
Kenntnisnahme überwiesen.

Dakenarbeiterstreik in Mannheim
Mannheimer Zeitungen haben über die Festnahme von strei¬

kenden Hafenarbeitern berichtet und diese Maßnahme , die dem
Zwecke einer Lähmung des Streiks dienen solle , der Regierung
zur Last gelegt. Dem muß mit allem Nachdruck widersprachen
werden. Die Festnahme einiger Hafenarbeiter im Schwetzinger
Bezirk erfolgte nicht etwa auf Veranlassung der Polizeibehörde,
sondern im Verlauf eines Strafverfolgnngsverfahrens wegen
Landfriedensbruchs , das von der Staatsanwaltschaft Mann¬
heim wegen eines kürzlich vorgekommenen Überfalls auf einen
mit Arbeitswilligen besetzten Lastkraftwagen eingeleitet wurde ;
über die Notwendigkeit solcher Festnahmen zu entscheiden , ist
hiernach lediglich Sach« der Strafversolgungsbehörde , die Po¬
lizeibehörde hat damit in keiner Weise etwas zu tun .

Der W«fserspiegel im Schwarzenbachsee
Durch die Niederschläge der letzten Tage ist der Wasserspiegel

im Schwarzenbachsee wieder beträchtlich gestiegen . Wie un»
das « adenwerk mitteilt , war das in der letzten Zert erfolgt«
tiefe Absenken des Wasserspiegels notwendig, um die zwischen
Decken und Stellen liegende « bsperrvvrrichtung endgültig e»n-
baurn z« könne «, wozu einerseits eine bis zur vollen Höhe
fertiggestellte Staumauer , anderseits ein tief abgesenktes
Becken erforderlich war ; diese Voraussetzungen ließen sich erst
in den letzten Monaten erfüllen . Der liefe Beckenstand wurde
sowohl von der Behörde als <nid| von dem Badenwerk zu einer
eingehenden Nachprüfung der Sperrmauer benutzt, wobei sich
ein in jeder Hinfickt einwandfreier Zustand ergab.

Bürgerausschutz Neustadt i. Schw. Unter einer ganzen Rech«
von Vorlagen , mit denen er sich in diesen Tagen beschäftigen
maßte , genehmigte der Bürgerausschuß -auch die Verwendung
des Erlöses aus außerordentlichen Holzhieben von 1924
bis 1926 . Me daraufhin gemachten Ausgaben wurden nach¬
träglich von ihm genehmigt. Der Rest mit 10 000 Festmeter
ileDt in Reserve. Es wurde seitens des Bürgermeister »
Pfister erklärt , der Gerneinderat teilte die zum Ausdruck
gebrachte Auffassung, daß in Zukunft der Wald etwas vor»
fiOiger bewirtschaftet werden müsse .

11



Vottversammlung der Vsdiswen
LsndvirtsLvsttsksmmer

Verlauf »er Aussprache über di« Erhöh««» der Umlage

stellte ÄaatSrat Weißhanpt den Antrag , die Landwirtschafts »

kcunmer wolle beschrieben , den Borstand mit der Bttdorng einer

neutralen Kommission zu beauftragen , um alles nachzuprüsen,

was an Borwürfen ausgesprochen worden f«fc Der Badische

Bauernverein werde dem niederen Voranschlag mit 32 Um¬

lage zustimmen . Er lehne die Erklärung des Landbundes ab,

weil sie eine Rache darftelle , die nicht in allen Punkten der

Wahrheit entspreche . (Oho ! beim Landbund ) .
Direktor Füller erwiderte , der Landbund habe nichts gegen

«ine derartige Nachprüfung ein-uwenden . — Nach weiteren Be¬

merkungen der Kammermitglieder Bärmann und Zoll rechtfer¬

tigte Mitglied Klaiber die Geschäftstätigkeit der Aera Gebhards .

Dieser wies im Folgenden die Behauptung , die Erklärung deS

Landbundes sei eine Mache , zurück .
In namentlicher Abstimmung wurde sodann der Antrag

Wachs auf Erh»h«ng der Umlage abgelehnt , der Antrag des

Badischen Bauernvereins auf Beibehaltung der jetzigen Umlage

(82,% ? für 1000 Mfl Steuerwerk ) mit 31 gegen 18 Stimmen

dagegen angenommen . Der Antrag auf Einsäung einer neu »

tralen Kommission wurde ebenfalls angenommen .
Rach einem Referat 'Dr. Mattes über Änderungen der Satzung

und der Geschäftsordnung , sowie der Beamten - und Besoldungs¬

satzung und Besoldungsordnung wurden verschiedene Änderun¬

gen den Anträgen des Vorstandes gemäß angenommen . — Ein

Antrag Gebhards , nach dem die Vollversammlung der Land-

wirtschatfskammer erwartet , daß der Badische Landtag zu den

von der Landwirtschaftskamemr gelegentlich der Natkundgebung
in der städtischen Festhalle in Karlsruhe aufgerollten Fragen

Stellung nimmt und eine Ermäßigung der Steuerlast herbei«

führt , wurde einstimmig angenommen . — Damit war die

Sitzung beendet. _ .

Vom « eisen mit der Lisenbsbn
Wie alljährlich bringen die Sommermonate einen stärke¬

ren Reiseverkehr mit sich. Er steigert sich besonders zn Be¬

ginn und Ende der großen Ferien und stellt txmn erhöhte

Anforderungen an di« Eisenbahn und ihr Personal . Immer
wieder lesen wir in den Zeitungen von den Maßnahmen ,
die unsere Reichsbahn zur Bewältigung des Verkehrs und

in der Absieht ergreift , ihren stunden das Reifen so ange¬
nehm äks möglich zu gestalten . So ist das Personal neuer¬

dings wieder au seine Pflicht erinnert worden , sich um das

Wohl der Reisenden in ganz besonderem Maße zu kümmern
und sich höflich und entgegenkommend zu zeigen. Das Zug¬
personal soll für die Unterbringung der Reisenden sorgen,
Platze «mweisen und dabei besonderen Wünschen nach Mög¬
lichkeit gerecht werden . Es soll während der Fahrt für die

Bequemlichkeit der Reisenden bemüht sein und darauf ach¬
tem daß irgendwelche Belästigungen vermieden werden . So

soll es u . a . dem Rauchverbot besondere Beachtung widmen,
damit nicht Kranke oder gegen Rauch empfindliche Reisende
geschädigt werden. ES ftül darauf achten, daß Handgepäck nur
in 'den zulässigen GewichtSgreugen (bis 25 Kilogramm ) in

die Abteile mitgenommen und daß es nur über und unter

dem Sitz des Reisenden untergebracht wird, damit nicht Sitz¬

plätze mit Gepäck belegt werden und Gepäck nicht vor den

Türen und in den Gängen gelagert wird und so die Bewe¬

gungsfreiheit der Reisenden behindert . Nicht zuletzt soll das

Personal für größte Ordnung und Sauberkeit in den Zügen

sorgen . Werden all die fürsorgenden Weisungen an Bahnhof -

und Zugbegleitpersonal beachtet, müßte eine Reise mit der

Eisenbahn heute frei von Ärger eitel Freude und Wonne be¬

deuten . Wenn das nicht immer zutrifft , so liegt die Schuld oft

weniger bei der Eisenbahn , als auf Seite der Reisenden selbst.

Daß sich in den letzten Jahren auf unseren Bahnen vieles ge¬

bessert hat , darf ohne weiteres zugegeben werden . Allen guten

Absichten aber wird der Erfolg versagt bleiben , wenn sie und

das Eisenbahnpersonal in ihrem Bestreben bei den Reisenden

selbst keine Unterstützung finden . Wie oft erlebt man bei¬

spielsweise immer wieder, daß sich Mitreisende in rücksichts¬

loser Weise über das Rauchverbot hinwegsetzen, daß die Gepäck¬

netze eines Abteils von einem einzelnen Reisenden bis unter

die Decke vollgepropst werden und später hinzukommenden
überlassen wird, sich um «in Plätzchen für ihr Handgepäck

abzumüheu , daß Obst- und Speisereste, Zigarrenstummel und

Asche, Papier , leere Schachteln und anderes mehr gedankenlos
im Abteil weggeworfen werden^ Nachlässigkeiten, die man sich

in der eigenen Wohnung niemals erlanben oder dulden

würde , die aber auf der Eisenbahn , wo eine Anzahl Menschen
in eng begrenztem Raume kürzere oder längere Zeit zusam¬

men sein muß , dazu geeignet sind, ordnungs - and sauber -

keitliebenden Mitreisenden den Aufenthalt zu verekeln. Nicht

immer kann das Zugpersonal , dem ja in erster Reihe auch der

Sicherheit des Zuges und 'der Reisenden dienende Pflichten

obliegen, auf alle Mißstände achten und sie abstellen . Hier

muh die Unterstützung der Eisenbahn durch die Reisenden

selbst einsetzen. Üben die Reisenden unter sich mehr Rücksicht¬

nahme, so werden die meisten unschönen Begleiterscheinungen
der Eisenbcchnfahrt von selbst auf ein erträgliches Maß her¬

absinken. Gegen Übergriffe einzelner Reifender , die sich zum
Arger und Verdruß anderer über alle Gebote der Rücksicht¬
nahme, des Taktes und Anstandes hinwegsetzen und das

Eisenbahnabteil als den geeigneten Ort betrachten, sich über

die nötigen Schranken hinwegzusehen , sollte von den Mit -

reisenden selbst energisch Front gemacht werden . Wo Beleh¬
rungen und Ermahnungen nicht helfen , muß eben vom
Schaffner , Zugführer oder auf den Bahnhöfen von Aufsichts¬
beamten nachhaltige Abhilfe verlangt werden.

Nur mit der Unterstützung der Reisenden können di« Be¬
strebungen der Reichsbahn, Ordnung und Sauberkeit und ein
möglichst hohes Maß von Bequemlichkeit in den Zügen zu
schaffen, zum Erfolg führen und damit das Reisen zu einer

angenehmen , neue und schöne Eindrücke vermittelnden Unter¬

brechung des Alltags gestalten .
Der Nutzen liegt auf Seiten des reisenden Publikums

selbst . _
Mittelbadische Berkehrsgemeinschaft

Die in der obigen Verkchrsgemeinschast zusammengeschlos¬

senen Städte Bruchsal. Bretten , Pforzheim , Karlsruhe . Dur¬

lach. Ettlingen , Rastatt . Baden-Baden . Bühl u . Achern, hielten

am 11 . Juni im Kurhaus in B .-Baden unter dem Barsch von

Direktor Wolfs von der Städtischen Kurdirektion Baden -Baden

« ine Versammlung ab , die fast vollzählig besucht war .

Bon den zahlreichen Verhcmdlungsyeyenitänden seien er¬

wähnt : die Fertigstellung des restlich« , Teiles der Murg -

talbahn , deren Eröffnung am 18 . Juli d. stattftnden soll ,

Stellungnahme zu der Neuorganisation des „Bundes deut¬

scher Verkehrsvereine " sowie zu der „Arbeitsgemeinschaft
südwestdentscher Städte ", die Elektrifizier ««, der badischen
Eisenbahnlinie » nebst deren deutschen Anschlußlinien , Ein -

rerseerleichterungrn aus dem Elsaß und die Beförderung von

Obst und Gemüse nach den Wochenmärkten der Städte durch

Kraftwagen . Die SKdtische Kurdirektion Baden -Baden ist
«iS Vorort der Mittelbadischen Verkehrsgemernschafi beauf¬

tragt worden, wegen des letzten Punktes eine Eingabe an

chas Fmanzmrnisier ium zu richten.

9* t Nt » «Nsch-« Lichtspttl-
föt Sch»l- tt«d BsIkSbildung

Die Badischen Lichtspiele für Schule und Volksbildung , die

in Karlsruhe ihren Sitz haben, veröffentlichen soeben den

Jahresbericht 1927, aus dem hervorgeht, daß vor allem die

Borführungstätigkeit in den ländlichen Bezirken durch engste

Fühlungnahme mit den Kreisschulämtern und Ortsschulbe -

hörden gefördert worden ist . Die Auswahl guter und dem

Ünterrichtsbedürfnis angepahter Filme hat zu einer steigenden
Anerkennung der Tätigkeit der Badischen Lichtspiele in den

Lehrerkreisen geführt . Durch die Zuwendungen des badischen
Staates wurde es möglich , die Überlandtätigkeit auszubauen
und mit einem Krastwagenbetrieb das Borführungsnetz im¬

mer weiter über ganz Baden auszudehnen . Die Überlandab¬

teilung hat 481 kmdische Schulorte besucht und den dortigen

Filmvorführungen wohnten über 40000 Schüler an . Ein¬

schließlich der Filmvorführungen in Karlsruhe , Mannheim ,

Heidelberg, Freiburg haben die Badischen Lichtspiele in 860

Orten Filme vorgesührt , die von insgesamt 110 000 Schülern

besucht worden sind . Der Jahresbericht erwähnt zum Schluß ,

daß auch die Tätigkeit im Jahre 1928 eine günstige Weiter¬

entwicklung aufweist.

Wohnungsbaufragen in Kehl . Wie s. Z. mitgeteilt , hatte
die Stadtgemeinde beschlossen, zur Behebung der immer noch

errschenden Wohnungsnot weitere 28 Kleinwohnungen (2

Zimmer , Küche und Mansarde ) für Minderbemittelte auf dem

Mittelplatz zu erstellen. Die Baukosten sind auf 180000 Ml

festgestM Der Handwerker-Bauverein hat sich nun erboten ,

diese Wohnungen auf gemeindeeigenem Gelände zu erstellen
und umZuweisung der 180 000 Ml ersucht. Der Gemeinde¬

rat hat 'das Ersuchen aus prinzipiellen Gründen abgelehnt .

Ebenso hat er auch den Vorschlag abgelehnt dem Handwerker -

Bauverein 76 Prozent der Baukosten zukommen zu lassen,
weil er Wert 'darauf legt, daß der Mittelplatz und das Ge¬

lände an der Schulter restlos überbaut werden ._ _

Stsstsanzeiger
Bekanntmachung

Durchführung der Saarabrede .

Nachstehende Vereinbarungen der deutschen Landesversiche»

rungsanstalten mit der Lcmdesversicherungsanstcrlt Saar¬

gebiet und 'des Direktoriums der Reichsversicherungsanstalt
für Angestellte mit dem Direktorium der Versicherungsanstalt
für Angestellte des Saargebiets über den Umtausch von

OuittuugAkarten werden zur Kenntnis gebracht. .
Karlsruhe , den 14. Juni 1928 .

Der Minister des Innern
I . V . : Föhrenbach .

Verband Deutscher Landesversicherungsanstalten .
Ständiger Ausschuß.

St . A. Nr . 80. Kassel , den 23. Februar 1928.

Die Deutschen LandesversicherungSanstalten und die Lan¬

desversicherungsanstalt Saargebiet vereinbaren , Ausführungs -

bestimmungen betreffend den Umtausch der Quittungskarten

(vgl . §8 22 bis 24 der Abrede zwischen der Deutschen Regie¬

rung und der Regierungskommission des Saargebiets —

Reichsverordnung vom 27 . Oktober 1927 — RGBl . II S . 896

— bzw . Verordnung der Regierungskommission vom Zeichen

Tage — Regierungsamtsblatt Nr . 41 S . 235 —), bei den

hierfür zuständigen Regierungsstellen bzw . Verwaltungsstel¬
len im Sinne des nachfolgenden Wortlautes anzuregen .

8 1 . . .
1 . Bei dem Umtausch einer Saargebietsqurttungskarte rm

deutschen Reichsgebiet ist die neuauszustellende Quittungs -

karte grundsätzlich mit dem Namen einer deutschen' Laudes -

versicherungsaustalt zu versehen, und zwar erhält 'die neue

Quittungstarte
a ) falls Karten einer deutschen Anstalt noch nicht vorliegen ,

die Nr . 1 und den Namen der Versicherungsanstalt deS

Umtauschorles,
b) falls Karten einer 'deutschen Anstalt früher Vorlagen, die

auf die letzte Nummer der deutschen Karte folgende Num¬

mer und den Namen der ursprünglichen deutschen An¬

stalt .
Zu a und b.

Unter dem Namen der deutschen Anstalt ist hierbei der

Vermerk anzubringen : „Letzte Karte der Landesversiche¬

rungsanstalt Saargebiet Nr . "

c) Letzteren Vermerk müssen auch alle Nachkarten der deut¬

schen Landesversicherungsanstalten in den Aufschriften
eichalten , damit bei einem späteren Überwechseln des

Versicherten in das Saargebiet daselbst die richtige Ord -

nungsnummer für die neu auszustellende Saargebiets¬
karte aus der vorgelegten Karte zu ersehen ist.

2. Die auf die Landesversicherungsanstcrit Saargebiet lau¬

tende Quittungskarte ist stets aufzurechnen unter Eintragung
des Vermerks :

„Folgekarte Nr. Landesversicherungsan¬
stalt . " auf die zweite Hälfte der Vorderseite oder

in die Ausrechnungsspalte der Innenseite der Saar -

gebietsquittungskarte .
Aufrechnungsbescheinigung ist zu erteilen .

3. Die Bestimmungen zu 1 und 2 gellen entsprechend, wenn

es sich um den Umtausch einer auf den Namen einer deut¬

schen Landesversicherungsanstalt lautenden Ouittungskarte

durch eine Umtauschstelle im Saargebiet handelt .
§ S .

Enthalten beim Umtausch — entgegen der Bestimmung
des 8 25 der Abrede —

a) die Saargebietskarten außer Soargebietsbeitragsmorken
zu Unrecht noch deutsche Reichsinvalidenmarten , oder

b) auf deutsche Landesversicherungsanstalten ausgestellte
Ouittungskarte » zu Unrecht Saargebietsbeitragsmarken ,

so soll von einer Berichtigung hinsichtlich der unrichtigen
Kartenbenutzung abgesehen werden.

Sämtliche Beitragsmarken sind vielmehr unter sinngemäßer

Verwendung der Aufrechnungsspalten, getrennt nach den Ver -

stcherungsträgern , auszurechnen.
ES empfiehlt sich hierbei, die nicht in die Karten gehörigen

Beitragsmarken an geeigneter Stelle in der Spalte für die

Ersatzratsachen wie folgt zu vermerken:
Außerdem enthält die Karte deutsche Reichsinvaliden¬

marken bzw . Saargebietsbeitragsmarken — und zwar

(Anzahl) : . . , . der Lohnklaffe . "

Durch die irrtümliche Verwendung der Beitragsmarken in

den unrichtigen Quittungskarten der Berficherungsträger der

beiden Gebiet« soll die den Versicherten nach 8 13 der Abrede

für die Erfüllung der Wartezeit und Aufrechterhaltung der

Anwartschaften gewährleistete Anrechnung der für beide Ge¬

biete nachgewiesenen Beitragszeiten und Ersatzzeiten nicht in

Frage gestellt werden
Die Berficherten und Arbeitgeber sind jedoch bei den in Be¬

tracht kommenden Gelegenheiten (Revisionen durch Kontroll -

beamte , Umtausch der Karten bei den behördlichen Umtausch-

slellen usw .) daraus hin-uweisen . daß die Verwendung der

« «richtigen Quittungskarten für di« Beitragskeistung nach
her Bestimmung des oben erwähntem ß 25 der Abrede un¬

statthaft ist und Rechtsnachteiie für den Berficherten im Ge¬

folge haben kann.
8 3.

Die aufgerechmeten Saargebirtsquittungskarten find mit

den Sammeksendungen der Aufrechnun^ stellen cm die für

letztere zuständige Versicherungsanstalt , und von dieser Wetter

an die Landesversicherungsanstalt Saargebiet zu senden.
In diesem Sinne erfolgt auch di« Ablieferung der aus deut¬

sche Landesversicherungsanstalten lautenden Ouittungskarten
durch die Aufrechnungsstellen im Saargebiet an die Landes¬

versicherungsanstalt Saargebiet und von dieser -veiler an di«

zuständig« deutsche Landesverstcherungsanstalt .
8 4.

Im übrigen greifen die in beiden Gebieten geltenden Be¬

stimmungen über die Ouittungskartenausgabe Platz.
Der Vorsitzende :
gez. Unterschrift.

Gemäß § 24 Abs . 3 in Verbindung mit 8 32 der Abred«

zwischen der Deutschen Regierung und der Regierungskommis¬
sion des Saargebietes über Angelegenheiten der Sozialver¬

sicherung des Saargebiets (Verordnung vom 27 . Oktober 1927

— Reichsgesetzblatt II S . 896 — und Verordnung der Re¬

gierungskommission des Saargebietes vom 27 . Oktober 1927

— Amtsblatt Nr . 41 S . 235 ) vereinbaren das Direktorium der

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte in Berlin und daS

Direktorium der Versicherungsanstalt für Angestellte des

Saargebietes in Saarbrücken für den Umtausch der Versiche¬

rungskarten folgendes :
8 1 .

1. Bei dem Umtausch einer Saargebietsversicherungskarte
im Deutschen Reichsgebiet erhält die neu auszustellende Ver -

stcherungskarte der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte
a) falls Versicherungskarten oder Auftechnungsbescheinigun-

gen der Reichsversicherungsanstalt noch nicht vorliegen,
die Rr . 1 ,

b) falls Versicherungskarlen oder Aufrechnungsbescheinigun»

gen der Reichsversicherungsanstalt bereits vorliegen, die

auf die letzte Nummer der Karte der Reichsversicherungs¬
anstalt folgende Nummer .

Auf der neuen Versicherungskarte der ReichsversicherungS-

anstalt ist hierbei auf der ersten Seite am Kopf zu vermer¬
ken :

„Letzte Versicherungskarte der 'Versicherungsanstalt für

Angestellte des Saargebiets Nr . . . .
" Diesen Vermerk müssen

auch alle folgenden Versicherungskarten der Reichsversiche¬
rungsanstalt erhalten .

2 . Die auf die Versicherungsanstalt für Angestellte de»

Saargebiets lautende Versicherungskarte ist stets aufzurech¬
nen unter Eintragung des Vermerks :

.Folgekarle Nr .' . . . . der Reichsverficherungsanstalt für

Angestellte" in die Auftechnungsspalte der Innenseite de»

Saargebietsversicherungskarle .
Aufrechnungsbescheinigung ist zu erteilen.

3. Nr . 1 und 2 gelten entsprechend , wenn es sich um den

Umtausch einer Versicherungskarte der Reichsversicherungs¬
anstalt durch eine Ausgabestelle im Saargebiet handelt .

8 2.
Enthalten beim Umtausch — entgegen der Bestimmung de»

8 25 der Abrede —
a) die Saargebietsversicherungskarten außer Saargebiets¬

beitragsmarken zu Unrecht noch Beitragsmarken de»
Reichsversicherungsanftalt , oder

b ) die Versicherungskarten der Reichsversicherungsanstalg
zu Unrecht Saargebietsbeitragsmarken ,

so soll von einer Berichtigung hinsichtlich der unrichtigen Kar¬

tenbenutzung abgesehen werden.
Sämtliche Beitragsmarken sind vielmehr unter sinngemäße »

Verwendung der Aufiechnungsspalten , getrennt nach den Ver¬

sicherungsträgern , aufzurechnen.
Durch die irrtümliche Verwendung der Beitragsmarken in

den unrichtigen Versicherungskarten der Versicherungsträge »

der beiden Gebiete soll den Versicherten kein Rechtsnachteit
erwachsen.

8 3.
Die aufgerechneten Saargebietsverstcherungskarten sind un¬

mittelbar an die Versicherungsanstalt für Angestellte deS Saar¬

gebiets in Saarbrücken , Schlotzplatz 10 gesammelt zu über¬

senden.
Die von den Ausgabestellen des Saargebiets aufgerechneten

Versicherungskarten der Reichsversicherungsanstalt sind dieser

ebenfalls gesammelt zu übersenden.
8 4.

Die Ausgabestellen im deutschen Reichsgebiet erhalten di«

Kosten für den Umtausch der Saargebietsverstcherungskarten
von der Reichsversicherungsanstalt ersetzt.

Die Ausgabestellen des Saargebiets erhalten die Kosten für
den Umtausch der Versicherungskarten der Reichsverficherungs¬
anstalt von der Versicherungsanstalt für Angestellte deS Saar -

gebietS ersetzt .
Eine gegenseitige Verrechnung findet nicht statt .

8 8.
Im übrigen greifen die in beiden Gebieten geltenden Be¬

stimmungen über die Ausgabe von Versicherungskarten Platz .

Betrieb eines Totalisators durch de»
Rennvrrrin Schwarzach .

Dem Rennverein Schwarzach in Schwarzach ist die Erlaub¬

nis zum Betrieb eines Totalisators bei dem am Sonntag
den 1 . Juli 1928, in Schwarzach stattfindenden Pferderennen
erteilt worden.

Karlsruhe , den 14 . Juni 1928.
Der Minister des Innern

J . B . : Föhrenbach

Personeller Teil
Ernennungen. Versetzungen. Zuruhesetzungen usw

der plaamiißizea Beamte»

An» dem Bereich de» Ministerium» de» Inner »
Ernannt:

zum Gendarmerieoberwachtmeister Gendarmeriehauptwacht -

meister Ludwig Weber in Ottenheim, Amt Lahr, zum Gen¬
darmerieoberwachtmeister Max Huck in Schluchsee , Amt Neu¬

stadt. Justizministerium
Übertritt in den Ruhestand kraft Gesetzes ans Ende Juni 1928:

Gerichtsoberverwalter Karl Bernauer beim Amtsgericht

Freiburg .
Ministerium de» Kultu» nnd Unterrichts

>«f Ansuchen in den Rnhestand »ersetzt :

Oberlehrer Pius GerSbach in Gengenbach .
Gestorben:

Landgerichtsrat Otto Reff in Karlsruhe .

m



Gemeinde-irundSLbau
B»rai»schiN9»9« nte »g i« Singe » ». H. Der Bürgeraus »schuk hat nach fürrfstürchiger Beratung den Bvranschtaq gegendie Stimmen der Kommunisten angenommen . In der Einzvl -deratun « traten die Sozialdemokraten und Kommunisten fürdie Aufhebung der Feuerschutzadgabr ein . Die diesbezüglichenAnträge wurden aber von der Mehrheit abgelehnt . In derAussprache teilte der Bürgermeister miß daß in Kürze demBüvgerauSschuß eine Vorlage zugehen werde, in der die Er¬richtung einer neuen Schule in der Südstadt vorgesehen sei.Für die Errichtung eines Kamtlienbnhe» sind im Voranschlag3060 m bereitgestellt . Diese Position wurde vom Zentrumlebhaft bekämpft, aber schließlich mit den Stürmten der ande -ren Parteien genehmigt . Die Einführung einer Getränke »stener lag dem BürgerauSschuß schon zweimal zur Beschluß¬fassung vor, die aber beide Male abgelehnt wurde . Nunmehrstimmte die Mehrheit des Bürgerausschusses der Einfüh¬rung der Getränkesteuer gegen vie Stimmen der Sozialdemo ,kraten und Kommunisten zu. In der Schlußabstimmungwurde der Voranschlag genehmigt und die Gemeindeumlageauf 77 äpf für das Grundvermögen , 31 Xtf für das Be¬triebsvermögen und 381 Jtpf für den Gewerbeertrag festge¬setzt.

Im BürgerauSschuß BiMngen wurde der Voranschlag 1828sowie einige andere Vorlagen nach unwesentlicher Debatteangenommen . Infolge erhöhter Erträgnisse des Stadtwaldessowie sehr starker Drosselung der Ausgaben konnte von einerErhöhung der Umlage abgesehen werden.
_

erweHtnut « de» KranKnAmfe » Kehl. Der GemeiuderatKehl hat die Erweiterung 4e » Krankenhauses und der Ober -vsalschule beschlossen. Der Kostenaufwand beläuft sich aufinsgesamt 970000 JM, wovon 120000 'JM auf den Kranken¬haus «rweiterungsbau . 120 000 yVH auf den Oberrealschuler -weiterungsbau entfall « ». Zur Deckung der Baukosten werdenau » den Mitteln der Wirtschaft 50000 JM m den nächstenbeiden Etatsjahren aufgebracht und zur Finanzierung desRestbetrags werden die noch restlichen Überschüsse auS frühe -ren Jahren hevangezogen.

Aus der LandeshauptstadtB»n einem » augerüft tüdlich abgeftürzt . In den frühen Mit -tagsstunden am Freitag ereignete sich in der Adlerstraße da¬durch ein schweres Unglück , daß der verwitwete 45jährigeMaurer Christoph Bechthold von Knielingen aus etwa 11 Me¬ter Höhe von einem Baugerüst stürzte , wobei er einen Wirbel¬säulenbruch davontrug . waS den sofortigen Tod zur Folgehatte . _ _
Wettrrnachrichtendienst der Badische » Landeswetterwarte ,Karlsruhe . Die Druckvertetlung über Europa zeigt jetzt dascharakteristische Bild der Mai - und Junikälterückfalle : Nörd-und südlich der Isobaren Verlauf mit hohem Druck im We¬sten. Schon am Gestrigen Tage lag die Temperatur 6—10Grad unter den Werten des Vortags . Da das westliche Hochnur langsam nach Mitteleuropa varrückt, wird die Kaltlrft -« zunächst noch anhalten. Wetterausstcht für Sonntag,. Juni : Fortdauer der für die Jahreszeit kühlen Wit¬terung , zeitweise wolkig upd vorwiegend trocken .

bld. Kehl, 15 . Juni . Einer amtlichen Bekanntmachung zu¬folge tritt ab heute die deutsche Paßkontrolle an der Rhein»brücke in Tätigkeit . Damit hat endlich die für da» besetzte Ae-biet stet» sehr unangenehm empfundene Paßkontrolle in Appen-weter ihr Ende gefunden. Schon seit Jahren aalten die Be¬mühungen weiter Kreise de» Handels und Verkehrs der end-lichen Erreichung dieses Ziele».bld. Baden -Baden, 15. Juni . Im Verlauf der hier abgehal¬tenen KreiSversammlnng bezeichnet « Oberbürgermeister Ren¬ner , Rastatt , die heutige Handhabung der Wanderfürsorge al»unhaltbar und verlangte unbedingt reichsgesetzliche Einführungeines WanderbuchS. Betont wurde , daß ftch die Wanderfür¬sorge zu einem Wanderunwesen ausgebildet habe.

Dandel und Mirtscbatt
Der LerglrichSvorschlag der Mannheimer Beamtenbank . Au»dem durch das Gericht nunmehr den Gläubigern der Mann¬heimer Beamtenbank unterbreiteten Vergleichsvorschlag er-Srt WTB.-Handelsdienst u . a., daß die Bank hiernach von: Gläubigern Stundung erhalten würde , die auf Zinsenverzichten und weiter Erlaß der Forderungen soweit gewäh¬ren , als die zur Verfügung stehende Masse einschl. der Re-greßansprüche an die zur Verantwortung heranzuziehendenPersonen nicht ausreicht . Die Bank wird nur noch die stilleWquidation durchführen . Die Aktiven werden nur zu Gunstender Gläubiger verwertet , die Auszahlung würde in möglichstkurzen Zeitabständen prozentual an die Gläubiger zu erfol¬gen haben . Der Verwertungserlös wird sofort auf Sperrkontoabgeführt und ist spätestens vierteljährlich auszuschütten .6poi> uni) Mleheilsvereiil der Angehörigen der

badWen KtaakverivaHiliig nnd der Men der
Ktödte unü Mteordnnng — BeamtenjparW.
Mitgliederversammlung .
Am D»« « e*St»- , de« 8. Juli , nachmittag «6 '/« Uhr. findet in Karlsruhe im Kaffee Nowack imSitzungszimmer des Beamtenbundes eine Mitglieder¬versammlung statt mit folgender

Tagesordnung :
, 1. Bericht über die Vermögenslage und die getroffenenMaßnahmen . Aufwertung der Sparguthaben .2. Auflösung de» Vereins .

Ich beehre mich im Auftrag des Gesamtvorstandesdie Mitglieder zu dieser Versammlung mit der Bitteum zahlreichesErscheinen einzuladen . Etwaige Anträgeund Wünsche bitte ich alsbald unter der Anschrift»Beamtensparkaffe — Landeshauptkaffe " einzureichen.
Karlsruhe , den 12 . Juni 1828 . 680

Der verfitzende.

Für die VermeffungSabteilung des städtischen Tief¬bauamts werden zum alsbaldigen Eintritt ein

Geometer
und ein

Katasterzeichner
gesucht . 681Die Einstellung erfolgt zunächst auf ein Jahr zurProbe . Bei Bewährung wird dauernde Verwendungfür den Geometer im Beamtenverhältnis , für denZeichner im Angestelltenverhältnis in Aussicht gestellt.Bewerbungen jüngerer badischer Geometer bzw.jüngerer Zeichner (letztere müssen Fertigkeit und Ge-wandheit in allen KartierungS - und PlanzeichnungS-arbeiten besitzen) wollen mit Lebenslauf , Zeugnissenund Angabe der Gehaltsansprüche bis 15 . Jnltd . Ian daS städtische Tiefbauamt gerichtet werden. Be¬werbungen um die Zeichnerstelle sind ferner mit Zei-chen- und Schriftproben zu belegen.

Karlsruhe , den 15 . Juni 1828 .
Der Oberbürgermeister.

Stcllcnbesetzung .Bei der Zentralverwaltung der Stzrdt Freiburg imBreisgau (Rechtsabteilung ) ist die Grelle eines
Mdjtn PfstMCB (MtWsials)au besetzen . Die Stelle wird demnächst planmäßigeBeamtenstelle nach Besoldungsgruppe X und XI undbietet günstige Gelegenheit zur Ausbildung im kom¬munalen Verwaltungsdienst . Nur jüngere und durch¬aus tüchttge, zum Richteramt oder höheren Verwal¬tungsdienst befähigte Bewerber wollen ihre Gesuchemit Lebenslauf und Zeugnissen umgehend, spätestensbis zum SO. b. M . einreichen. 681Freiburg im Breisgau , den 12 . Juni 1928.Der Oberbürgermeister.

Feststellung der Banstnchten »wische»Daxlanderstretz« « «b Bnschwtesenweg.Der Stadtrat hier hat die Feststellung von Bau¬fluchten zwischen Daxlanberstratze unv Bnschwtesenwegbeantragt . R .282Das Nähere ergibt sich auS dem Plan , der nebstAngrenzerverzeichnis 14 Tage lang , vom Tag der Be-kanntmachung an, auf der Kanzlei des StädtischenTiefbauamts zur Einsicht aufliegt .
Einwendungen gegen die beabsichtigte Anlage sindbi» spätesten» 1. Juli 1928 bei Ausschlußvermeidengeltend zu machen.
Karlsruhe , den 13 . Juni 1928. OZ . 58

Badisches Bezirksamt Abt. 11.
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m PFERDERENNEN
Ü des Karlsruher Rennvereins
fgl Sonntag ! don 24. Juni, nachmittags 2.30 Uhrauf den Wiesen bei Klein -Rüppurr (Haltestelle der Albtalbahn )m Oeffentlicher Totalisator auf dem 1. und 2. Platz=

7 Rennen, darunter i Offizierrennen , 2 Trabfahren---- - Tageskasse : 3,50 , 2, 1 XM, abgesperrte Wege 50 Xjt/- — Vorverkauf :- -- 3, 1,60 XM in den Auskunftsstellen des Verkehrsvereins , KaiserstraBe 139,am Bahnhof und Kiosk am Hotel Germania — Mitglieder des Reichsver -bandes zahlen für 1. Platz nur 2 XMAm Rennplatz halten folgende Züge der Albtalbahn : ab Karlsruhe 13 .31,== 14.34 : ab Ettlingen Holzhof 13 .28 (ab Herrenalb 12 .30), 14.00 und 14 .31 ;nach Bedarf halten bei und nach Schluß der Rennen mehrere Züge inbeiden Richtungen — Auto -Omnibusverkehr vom Bahnhofsplatz und von= der Hauptpost aus zum Rennplatz=
689
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Staats- and Gemeindebehörden
sind unsere Abonnenten . Wollen Sie dieseauf Ihre Firma aufmerksam machen , soInserieren Sie in dem offiziellen Organder badischen Regierung der
Karlsruhe ! Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Volksschauspiel OetigheimbeiRastatt(Baden)Natur - und FrnHichtbOhnn

WILHELM TELL
von Friedrich von Schiller

Auffohranfl: AUe Sonn- nnd Feiertage vom 3 . Juni bis 7 . Oktober einschl.Verfassungstag , ausgenommen den Fronleichnamstag , 7 . Juni ; ferner anjedem ersten Samstag im Jnli , August und September .Gedeckter Zuschauerraum mit 4000 Plätzen — 800 MitwirkeadePreis der Plätze : I —ü RU . : außerdem besonders abgeteilte Logen.Anfang 2 Uhr nachm. ( 14 Uhr) Ende 6. 15 Uhr abends ( 18. 15 Uhr)Vorverkaufstellen : Oetigheim : Theaterkasse , Telephon 61 Rastatt .Karlsruhe : Herdersche Verlagsbuchhandlung, Herrenstr.; Fritz Müller,Musikal ., Kaiserhalle 2, Auskunftstelle des Verkehrsvereins Karlsruhe ,Kaiserstr . 159, Zeitungskiosk beim Hotel Germania , G. Kraus , BuchhandL,Baumeisterstr . 4 ; Zigarrenhaus Brunnerf , Kaiserallee . 617

Für die Fortführung der
Renchtalbahn vom Bad
PeterStal nach Griesbach(Prof . 784-75 bis Prof .107 -»-00) sind Unterbauar¬beiten öffentlich zu ver¬
geben : Erd » und Felsge¬winnung 83000 m ', Ver-ebnen 65000m ',BöschungS-
andeckung 24000 m' , Bau -
grubenauShub 3000 m’,
Stampfbeton 2600 m *,Straßen - und Rampenbe¬
festigungen 9000 m *, und
sonKge zugehörige Arbei¬ten . Verdingungsunter¬lagen beim Neubauamt

Oppenau und dessen Bau¬büro in Bad PeterStal
einzusehen ; hier auch Lei-
stungSverzeichniffesamtbes.
Bedingungen , solange Vor¬rat , erhältlich. Abgabe nachauswärts gegen Voreinsen¬dung von 3,50 XM. Keine
Abgabe von Zeichnungen.
Angebote verschlossen mit
Aufschrift „Angebot Unter¬bau " und postfrei spätesten»bi» 11 . Juli 1928, »mm11 Uhr, zur Eröffnungszeithierher einznreichen. Zu -
fchlagsfrift : 4 Wochen . Füh-
rungen über die Baustelle

Dienstags und Freitags14 Uhr, ab Bahnhof Bad
PeterStal , nachAnmeldung .

Rrichsbahu-Renbanamt
Oppemm. R - 277

Hochbauarbeiten für einneue» Verwaltung »- und
Magazingebäude im Ab¬
stellbahnhof Freiburg nachden vom Reichsverdin-
gungSauSschuß ausgestell¬ten allgemeinen Bestim¬
mungen für di« Vergebung
vonBauleistungenjöffentlich
zu vergeben: a ) Grab -,Beton -, Eisenbeton- und

Maurerarbeiten u . a . Aus¬
hub 900 cbm , Beton 1300cbm, Eisenbetondecken700
qm , Backsteinmauerwerk600 cbm ; b) Steinhauer -
arbeit (Kunststein) 15 cdm ;c) Schmiedearbeit 750 kg ;cl) Trägerlieferung6500 kg ;e) Zimmerarbeit u . a Bau¬
holz 95 cbm , Dachschalung700 qm ; f) Dachdeckungs¬arbeiten (Pappdach) 700qm ;g) Blechnerabeiten ; h) Ent -
wäfferungsarbeiten . Pläneund Bedingnisheft beim
Reichsbahnbauamt Frei¬burg, Wilhelmstraße 48»,Zimmer 12 zur Einsicht;daselbst auch Abgabe der
Angebotsvordrucke, solangeVorrat reicht ; keinVersand
nach auswärts . Angebotemit entsprechender Auf¬
schrift , postfrei bis 29. VI.1928, 16 Uhr, bei mir ein¬
zureichen. Zuschlagsfrist3 Wochen . Freiburg , den14 . Juni 1928. Reichsbaha -
banamt. N. 278

Für den Neubau einer
Wohnhausgruppe mit 21
Wohnungen fürZollbeamteund den Neubau eines Fi¬
nanzamtes in Kehl a . Rh.sollen die Putz- (Fassaden-
puh ) , Estrich- und Fliesen-,Schreiner» (einschl . Holzfuß-böden) , Schlosser-, Glaser -,Maler - u . Anstreicher- und
Klebearbeiten (Tapeten und
Linoleum) nach der Ver¬
dingungsordnung für Bau -
leistungen vergeben werden.

Zeichnungen und Be¬
dingungen liegen vom 19.bis 21 . VI . 1928 in Kehla . Rh . Baubüro KarlsruherStraße Nr . 7 und am 22.und 23. VI . 1928 beim Be¬
zirksbauamt Offenburg zurEinsichtwahmeauf , wo auch
Angebotsvordrucke, solangederVorrat reicht, abgegebenwerden. Versand nach aus¬wärts findet nicht statt -Die Angebote sind ver¬
schlossen und postfrei mit
entsprechender Aufschrift
versehen, spätestens am
DeuuerStng , dru 28. Juui1928, vsrmittag» 1V Uhr,auf dem BezirksbauamtOffenburg einzureichen,woselbst um 11 Uhr des
genannten TageS die Er¬
öffnung der eingelaufenen
Angebote erfolgt- R -281

Offenburg , 14 . Juni 1928.
Bezirks-Banamt.
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Umtausch alter Klaviere

Sonntag , 17 . Juni 1928
* G 29

von Millöcker
Musikalische Leitung :

Josef Krips
In Szene gesetzt von

Otto Krauß
Palmattca
Laura
Bronislawa
Ollendorf
Wanyenheim
Henrtci
Rochow
Schweinitz
Richthofen
Bogumil
Eva
Janicki
Symon
Bürgermeister
Onuphrie
Enterich
Piffke
Puffke
Rej

Weiner

Löser
Schmitt

Frey
Edlund

Lindemann
Seiberlich
Weyrauch

Ost«
Laufkötter

Nenttyig
RagZ
Kilian

Grötzing«
Kalnbach

Grötzinger
Arra»

Anfang 19 ' /. Ende 22'/.I . Rang u . I "
Sperrsitz 8 XM

Montag . 18 . Juni :
Keine Vorstellung

Die. 19. Juni : Carmen

3m 8tai>t. MnzechM"Sonntag , 17 . Juni
Zum erstenmal

von Maugham
In Szene gesetzt von
Eugen Schulz-Breiden

Constance Mieten»
John Kloeble
Bernhard DahlenMrs . Culver Fraueudmf «
Marie -Louise Will«
Martha RademacherBarbara Ziegl«Mortimer HöckerBentley Prüter
Anfang 19 ' /, Endegeg22I . Parkett 4,10 XMElegante

FriüahrsanzQge
IQ

tadelloser Paßform
und Qualität

von 45 RMe an

AlfredHirschen
nur am Ludwi

Druck G. Braun . Karlsruhe
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